
1968 vorgezogen habe, von den Schrecken
der nationalsozialistischen Herrschaft
tunlichst nicht zu reden. Das Tagebuch der
Anne Frank fand sich damals in jeder
Schülerbibliothek und war Unterrichts-
stoff. Eugen Kogons Konzentrationsla-
gerbericht Der SS-Staat erschien bereits
1946. Gleichfalls bereits 1946 erschien Karl
Jaspers wirkungsreiche Schrift Die Schuld-
frage. Das kleine Buch enthielt einen Kata-
log von Schuldbegriffen, die für die Her-
stellung eines moralisch und politisch an-
gemessenen Verhältnisses der Deutschen
zur Diktatur der Nationalsozialistischen
Deutschen Arbeiterpartei unentbehrlich
seien, und mit diesem Katalog von Schuld-
begriffen ist meine Generation, die un-
mittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg ihr
Studium begann, bereits in den späten
vierziger Jahren mit Sicherheit umgegan-
gen.

Gern las man natürlich, dass es Kollek-
tivschuld eines Volkes „nicht geben“ könne.
Der Münchner Historiker Norbert Frei,
dem wir den deskriptiv nützlichen Be-
griff der Vergangenheitspolitik zu ver-
danken haben, hat entsprechend dem
Kollektivschuldbegriff die Funktion der
Verschaffung einer kollektiv wohltätigen
Gelegenheit zugeschrieben, diese Schuld
als nicht existent zurückweisen zu kön-
nen. Das ist eine entlarvungstüchtige und
anklagebereite Interpretation, die zur
Wirkungsgeschichte der 68er-Bewegung
gehört. An den Intentionen Jaspers’ geht
sie vollständig vorbei, und an der Mei-
nung der damals Jungen, die Jaspers als-
bald rezipierten, desgleichen.

Väter mit geschwächtem Selbstgefühl ha-
ben Schwierigkeiten, deviantes Verhalten
ihrer Kinder in angemessener Weise zu
tadeln, und im Extremfall neigen sie 
zur Entlastung von dieser Schwierigkeit
durch die Erklärung, die irritierende ver-
meintliche Devianz sei in Wahrheit über-
fällige Suche nach neuen Wegen. Unter
den so motivierten Deutungen der Stu-
dentenrevolte ist eine zu besonderer und
anhaltender Prominenz gelangt. Diese
Deutung will wissen, die junge „kritische
Generation“ habe endlich deutsches Be-
schweigen des „Faschismus“ gebrochen
und die Thematisierung der von den Vä-
tern verdrängten schlimmen Vergangen-
heit erzwungen. Die 68er-Bewegung,
fand Herta Däubler-Gmelin, sei „ein Auf-
schrei“ ihrer „Generation gegen die totale
Ruhe, gegen die Nichtbeschäftigung mit
der Vergangenheit“ gewesen. „Wir woll-
ten das Gegenteil erzwingen. Ich glaube,
das war bitter notwendig für jeden ein-
zelnen von uns und auch für dieses
Land.“

Die Schuldfrage
Das aber will allein schon zur historischen
Abfolge der Generationen nicht recht pas-
sen. Die Großen des „Dritten Reiches“ wa-
ren doch im Regelfall nicht die Väter, viel-
mehr die Großväter der Angehörigen der
„kritischen Generation“, während die Vä-
ter zumeist über Mitläuferränge nicht hin-
ausgelangt waren. Überdies ist es, wie je-
der Blick in die Geschichte der einschlägi-
gen Literatur lehrt, schlechterdings unzu-
treffend, dass man es in Deutschland vor
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Um noch einige wenige Hinweise
anzufügen: Walther Hofers Sammlung
maßgebend gewesener Dokumente na-
tionalsozialistischer Diktatur erreichte
bereits im Jahre ihres Erscheinens – 1957 –
das 150 000. Brachers Analyse des Unter-
ganges der Weimarer Demokratie lasen
wir sogleich nach ihrem Erscheinen in ei-
nem Erlanger Kolloquium bei Professor
Schoeps. Schoeps war ein aus der schwe-
dischen Emigration zurückgekehrter Ju-
de, und allein schon solche Gelegenheiten
studentischer oder auch kollegialer Ko-
operation mit jüdischen Remigranten
macht die Unterstellung lebensfremd, der
Nationalsozialismus und seine Folgen
hätten sich in der akademischen Kommu-
nität „verdrängen lassen.

Moralisch-politische
Selbstprivilegierung
Es erübrigt sich, mit dieser exemplari-
schen Vergegenwärtigung der Auseinan-
dersetzungen mit dem Nationalsozialis-
mus im akademischen Millieu schon 
in den ersten Nachkriegsjahren und in
der Frühzeit der jungen Bundesrepublik
Deutschland fortzufahren. Die Bekun-
dung, es habe des „Aufschreis“ fassungs-
loser Studenten bedurft, um die Schre-
cken nationalsozialistischer Diktatur
endlich zu einem akademischen Thema
zu machen, ist ein Akt moralisch-politi-
scher Selbstprivilegierung der 68er-Ge-
neration. Diese Selbstprivilegierung steht
nicht allein im Widerspruch zu den histo-
rischen Fakten. Auch die Selbstachtung
der älteren Generation verlangt es, sie zu-
rückzuweisen.

Wahr bleibt, dass der Nationalsozia-
lismus, der freilich orthodoxiefromm
stets „Faschismus“ genannt wurde, auch
in der 68er-Bewegung ein Thema ers-
ten Ranges war. Die Anklage lautete, 
die Wurzeln des Faschismus seien in
Deutschland, näherhin in der Bundesre-
publik Deutschland, keineswegs ausge-
rottet, vielmehr sehr lebendig, nämlich

wie in anderen Ländern des Westens
auch in der Gesellschaftsformation des
mit Zähnen und Klauen verteidigten
„Monopolkapitalismus“. Dass man im
Übrigen in akademischen Vorlesungen
wie in den Medien und in Politikeran-
sprachen, ja sogar von den Kirchen-
kanzeln herab in der Bundesrepublik
Deutschland ständig vom „Faschismus“
rede, wurde bereitwillig bescheinigt.
Aber was nütze das, wenn man das kapi-
talistische System unangetastet lasse?
„Wer vom Kapitalismus nicht reden will,
sollte auch vom Faschismus schweigen“ –
so lautet ein damals viel zitiertes Wort
Max Horkheimers aus dem Geiste der
Frankfurter Schule. Faschismuskritik sei
im Kern Kapitalismuskritik, oder sie sei
politisch gegenstandslos. – Das also war
der „Antifaschismus“ der kritischen in-
tellektuellen Avantgarde der späten sech-
ziger Jahre.

Die Faschismus-Theorie der spätmar-
xistischen akademischen Linken hatte
eine wichtige ideologiepolitische Konse-
quenz, nämlich das Verbot des Anti-
Kommunismus. Der antitotalitäre Kon-
sens, der zu den politischen Gründungs-
voraussetzungen der zweiten deutschen
Demokratie gehörte, war damit aufge-
kündigt.

Ferne Ideale
Eine politische Option für das System des
damals noch real existierenden Sozialis-
mus bedeutete das, selbstverständlich, 
im Regelfall nicht. Etliche herausragen-
de Studentenführer, Rudi Dutschke zum
Beispiel, waren DDR-Emigranten. Es
machte betreten, dass die vereinigten so-
zialistischen Brudervölker just 1968 den
Prager Frühling niederwalzten. Aber die
sozialistischen Ideale hatten doch welt-
weite Geltung, und so konnte man, selbst
wenn diese Ideale in der Nähe geschändet
wurden, sie in der Ferne ungebrochen
wirksam finden, in Kuba zum Beispiel
oder in Kambodscha – ganz analog zu je-
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nen preußischen Alt-Liberalen Hegel-
scher Schule, die, nach dem Zusammen-
bruch des 48er-Aufbruchs, ihre Zuver-
sicht am „allgemeinen Aufstand der
Tscherkessen“ oder im Anblick des „vul-
canischen Ausbruchs“ der Völker in den
„Bergen Montenegros“ stärkten. 

Dazu passt, dass eine prominente
Schriftstellerin und, immerhin, offizielle
Kandidatin einer deutschen Partei für 
das Amt des Bundespräsidenten aus-
gerechnet den nordkoreanischen Dikta-
tor, der sein Volk in das fortdauernde
Elend kommunistischer Selbstgenügsam-
keit geführt hat, als Erfinder einer reform-
kommunistischen Ordnung menschli-
chen Zusammenlebens von globaler Be-
deutsamkeit rühmte.

Ideologische und politische 
Nachwirkungen
Die Gründe für den Anti-Anti-Kommu-
nismus aus der Tradition des 68er Neo-
Marxismus sind ideologisch subtil, die
politischen Nachwirkungen der anti-anti-
kommunistischen Option hingegen sind
äußerst grob. Die ideologische Subtilität
liegt im Gedanken, dass der Anti-Faschis-
mus, auf den die Siegermächte nach 1945
Deutschland verpflichtet hatten, in seiner
westlichen Hälfte erst dann glaubwürdig
und definitiv irreversibel sein würde,
wenn der rezente und aus den Gegeben-
heiten des Kalten Krieges sich nährende
Anti-Kommunismus nicht mehr als Alibi
für die Unbereitschaft vieler Deutscher
zur sozialistischen Vertiefung ihrer neu-
en Demokratie wirksam sei. Zu den gro-
ben Folgen des ideologiepolitischen Ver-
suchs, den Anti-Kommunismus zum
Zweck der Entlastung sozialistisch-de-
mokratischer Ideale inkorrekt zu machen,
gehört zum Beispiel die konservierte
ideologische Rückständigkeit der intel-
lektuellen Linken Deutschlands gegen-
über dem dramatischen Wandel intellek-
tueller Optionen in Frankreich unter 
der Wirkung des Solschenizyn-Schocks.

Während in Frankreich unter dem Druck
der nachhaltig bezeugten Realitäten des
großen sozialistischen Experimentes die
Verführungskraft der bei diesem Experi-
ment leitenden Ideologie zum großen
Thema in anti-totalitärer Absicht wurde,
blieb in Deutschland das alt-kommunisti-
sche Verbot des Totalitarismusbegriffes
in Kraft. Es wurde sogar in ideologiepoli-
tischer Instrumentalisierung der Last ih-
rer nationalsozialistischen Vergangen-
heit, die die Deutschen zu tragen hatten,
zum Verbot des Vergleiches zwischen
Nationalsozialismus und International-
sozialismus fortentwickelt. Das erklärt
zugleich die wütenden Reaktionen auf
die neuerliche Ungeniertheit der Franzo-
sen in der Praxis des Vergleiches der tota-
litären Regime, mit der sie mit ihrem
Kommunismus-Schwarzbuch wirksam
beigetragen haben. In Deutschland hinge-
gen hatte sich noch 1987 Erhard Eppler zu
dem Satz verstiegen, die Totalitarismus-
theorie habe „den Deutschen die Selbst-
besinnung gestohlen“.

Mentalreserven gegen 
die Demokratie
Es sei bekräftigt: Mit Sympathie für den
Kommunismus in seiner realen Gestalt
hat das nichts zu tun. Wohl aber handelt
es sich um ein Spiegelungsphänomen
fortdauernder Mentalreserven gegen-
über dem System der liberalen und for-
malen Demokratie mit ihren politisch
emanzipierten wirtschaftlichen und sons-
tigen Freiheiten privater Lebenskultur.
Bis in signifikante Kleinigkeiten des poli-
tischen Alltags schlug das durch. Akade-
misch sozialisierte jungdeutsche Partei-
intelligenz war gern bereit, den Einheits-
parteichef Erich Honecker bei Gelegen-
heit eines Besuchs in seiner saarländi-
schen Heimat aufs freundlichste, ja be-
flissen zu begrüßen, während sie es für
angemessen hielt, einen Besuch des ame-
rikanischen Präsidenten Reagan beim
Hambacher Schloss wie eine Besudelung
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dieser Traditionsstätte deutscher Früh-
demokratie zu kommentieren.

Haltung zur Einheit
Es liegt in der historisch-politischen Na-
tur der Sache, dass die Wiedervereini-
gung Deutschlands, die mit dem Zusam-
menbruch des sozialistischen Systems
möglich wurde, mit der wichtigsten Aus-
nahme der USA bei den westlichen Nach-
barn Deutschlands nur zögerlich Zustim-
mung fand. Zu den Spätfolgen der 68er-
Bewegung darf man zählen, dass die Op-
tion für die Beibehaltung deutscher Zwei-
staatlichkeit auch in der westdeutschen
Intelligenz weit verbreitet war. Man sagt
gelegentlich, in dieser Option bekunde
sich eine besondere moralische Sensibi-
lität, in der man bereit ist, für schlimme
deutsche Vergangenheit mit dauernder
Teilung der deutschen Nation zu büßen.
Diese Deutung der fraglichen Option ist
nicht plausibel. Damit würde unterstellt,
die nationale Einheit wäre denen, die
Deutschland am liebsten fortdauernd ge-
teilt gesehen hätten, komplementär zur
Tiefe ihrer Bußbereitschaft besonders
teuer. Demgegenüber ist es wahrscheinli-
cher, dass auch noch die fragliche Tei-
lungsoption auf tief reichenden intellek-
tuellen Legitimitätszweifeln am liberalen
Wirtschaftssystem beruht. Die Teilungs-
option würde insoweit schlicht besagen,
dass man anstelle der Wiedervereinigung
Deutschlands ein staatlich verfasstes re-
formsozialistisches Experimentierfeld
gern erhalten gesehen hätte. 

Restaurative Orientierungsgehalte
Konservierte intellektuelle Wirtschafts-
ferne und schwach entwickelter Sinn für
die moralischen Potenziale ökonomi-
scher Rationalität – das ist der noch heute
auffälligste Rest mentaler Prägung durch
die restaurativen, modernitätsverwei-
gernden ideologischen Orientierungsge-
halte des 68er vermeintlichen Aufbruchs.
Die Veteranen dieses Aufbruchs betrei-

ben heute, wie eingangs festgestellt, ihre
Selbsthistorisierung. Die endlosen bun-
ten Taschenbuchreihen, die in ihren Re-
genbogenfarben damals nachbürgerli-
ches Neuland utopisch verheißen, ja so-
gar schon vermessen hatten, sind unver-
ändert eindrucksvoll – heute als Doku-
ment frühvollendeter avantgardistischer
Musealität. Mit Verwunderung nimmt
man im Rückblick zur Kenntnis, was vor
dreißig Jahren im deutschen politischen
Feuilleton als Aufbruch in eine bessere
deutsche Zukunft gefeiert werden konn-
te. Einige Bitterkeit mischt sich auch bei,
wenn man liest, dass einige Kommentato-
ren es noch vor wenigen Jahren für ange-
messen hielten, die „offizielle“ Erklärung
der Roten-Armee-Fraktion, sie habe die
Waffen niedergelegt, als einen Akt der
Vernunft willkommen zu heißen.

Demokratisierung total?
Zusammenfassend ließe sich sagen, dass
die 68er-Bewegung politisch den Sinn für
die institutionellen Voraussetzungen ei-
ner liberalen, rechtlich geordneten Demo-
kratie geschwächt hat. Politisierung und
Demokratisierung „aller Lebensberei-
che“ wurde bis in Parteitagsreden hinein
programmatisch. Peter von Oertzen fand,
„für die SPD“ bedeute, im Unterschied zu
anderen Parteien, „Demokratie ein Prin-
zip, das alles gesellschaftliche Sein des
Menschen beeinflussen und durchdrin-
gen muss“. Dem kann man gewiss auch in
zurechtrückender Absicht einen zustim-
mungsfähigen Sinn verleihen. Die tat-
sächliche Wirkung solcher Programmatik
war Schwund an Einsicht, dass die Frei-
heitsgewinne von Demokratisierungs-
prozessen, wie sie in den Grundrechtska-
talogen liberaler Verfassungen gesichert
sind, von der Religionsfreiheit über die
Wissenschaftsfreiheit und Meinungsfrei-
heit bis hin zur Versammlungsfreiheit ge-
rade die rechtliche Ausgrenzung derjeni-
gen Lebensbereiche zum Inhalt haben, für
die wir nicht wollen können, dass sie zur
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Disposition von Mehrheitsentscheiden
gestellt werden und die man daher auch
in genau diesem Sinne nicht demokrati-
sieren kann. 

Man kann auch sagen: Die 68er-Bewe-
gung entfernte sich ideologisch und ver-
haltenspraktisch von den rechtlichen
Voraussetzungen liberaler Demokratie.
Sogar das Verständnis für die Verhaltens-
bedingungen funktionsfähiger, demokra-
tisch organisierter Institutionen verfiel,
und philosophisch wurde dieser Verfall
sogar als höherer Reifegrad demokrati-
schen Bewusstseins abgesegnet. „Die Ein-
richtungen einer verwirklichten Demo-
kratie“, so fand Jürgen Habermas 1969,
würden sein „wie verschwebende Netze,
aus zerbrechlichster Intersubjektivität ge-
woben“. Das ist, vor dem Hintergrund
parlamentarischer Auseinandersetzun-
gen in Westminster oder auch der Üblich-
keiten bei einer Appenzeller Landsge-
meinde, diskurstheoretisch basierter 68er

Demokratiekitsch. In der institutionen-
enthobenen Praxis progressiver Demo-
kratisierung bedeutet das, statt Ausbrei-
tung verschwebender kommunikativer
Netze, Herrschaft der Vollversamm-
lungsmentalität, in der charismatische
Redner den Enthusiasmus kontingent
und ohne jede Legitimitätskontrolle zu-
sammengelaufener Haufen politisch zu
instrumentalisieren vermochten. Zustän-
digkeitsfragen erheben sich eben nicht
mehr, wenn jeder sich jederzeit kraft sei-
nes Wissens veranlasst und berechtigt
weiß, so zu handeln, als hinge von ihm
und seinem Tun allein das Schicksal der
Menschheitsdinge ab, und die Verant-
wortung wär sein. Die zweite deutsche
Demokratie hat das ausgehalten. Voran-
gebracht wurde sie dadurch nicht.

Vorabdruck aus dem Buch Politik nach der Aufklä-
rung. Philosophische Aufsätze, das in diesem Jahr im
Wilhelm-Fink-Verlag, München, erscheinen wird.
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